
Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde Breesen 
„Freiflächenphotovoltaikanlage Brennmoor“ im westlichen Gemeindegebiet an der 
Gemeindegrenze zu Wildberg im Norden und zu Knorrendorf im Westen 

Hier:  umweltbezogene Stellungnahmen 

Folgende umweltbezogene Stellungnahmen von der Öffentlichkeit und den Behörden und 
sonstigen Trägern öffentlicher Belange aus dem Beteiligungsverfahren gemäß § 3 Abs. 1 BauGB 
und § 4 Abs. 1 BauGB zum Vorentwurf der Satzung über den vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde Breesen liegen vor. 

1. Amt für Raumordnung und Landesplanung M‑V 
2. Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
3. Staatliches Amt für Landwirtschaft und Umwelt MSE 
4. Landesforst, Mecklenburg-Vorpommern 
5. Bergamt Stralsund 
6. Wasser- und Bodenverband „Untere Tollense / Mittlere Peene“ 
7. NABU Mecklenburg-Vorpommern 
8. BUND Mecklenburg-Vorpommern 
9. Jagdpächter 
10. Feuerwehr Pinnow (Breesen) 
11. Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit Mecklenburg-Vorpommern 



Hausanschrift: Telefon: 0385 588-89300 
Neustrelitzer Str. 121 E-Mail: poststelle@afrlms.mv-regierung.de 
17033 Neubrandenburg 

Amt für Raumordnung und Landesplanung, Neustrelitzer Str. 121, 17033 Neubrandenburg 

 
 
 

 

Landesplanerische Stellungnahme zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 „Frei-
flächenphotovoltaikanlage im westlichen Gemeindegebiet an der Gemeindegrenze zu 
Wildberg im Norden und zu Knorrendorf im Westen“ der Gemeinde Breesen 

Hier: frühzeitige Behördenbeteiligung gemäß § 4 Absatz 1 BauGB 

Bezug: Ihre Mail vom 15.12.2025 
Ihr Zeichen: 5110202-40 

Die eingereichten Unterlagen werden beurteilt nach den Grundsätzen und Zielen der Raumord-
nung und Landesplanung gemäß dem Landesplanungsgesetz Mecklenburg-Vorpommern (LPlG 
M-V), dem Landesraumentwicklungsprogramm Mecklenburg-Vorpommern (LEP M-V) vom
27.05.2016 sowie dem Regionalen Raumentwicklungsprogramm Mecklenburgische Seenplatte
(RREP MS) vom 15.06.2011. Darüber hinaus wurde der Entwurf nach § 9 Abs. 2 ROG der Teil-
fortschreibung des Regionalen Raumentwicklungsprogramms Mecklenburgische Seenplatte zu
Windenergiegebieten vom 18.09.2025 zur Bewertung herangezogen.

Folgende Unterlagen haben vorgelegen: 

- Vorhabenbezogener Bebauungsplan (M 1 : 2.500), Vorentwurf, Stand: 09.04.2025

- Teil B – Text, Vorentwurf, Stand: September 2025

- Begründung, Vorentwurf, Stand: September 2025

- Bescheid über die Zulassung der Zielabweichung, 09.05.2025

Zu den Planungsinhalten wurde bereits im Rahmen der Planungsanzeige gemäß § 17 LPlG M-V 
mit Schreiben vom 01.12.2022 landesplanerisch Stellung genommen. Im Ergebnis ist festgestellt, 
dass das Vorhaben nicht mit Programmsatz 5.3(9) Absatz 2 LEP M-V vereinbar ist und nicht den 
Grundsätzen der Raumordnung gemäß 5.3(9) LEP M-V und 6.5(4) RREP MS entspricht.  

Im Rahmen der Planungsanzeige wurden sowohl der vB-Plan Nr. 5 als auch ein Teilflächennut-
zungsplan angezeigt. Von der Aufstellung des Teilflächennutzungsplans wird mittlerweile Ab-
stand genommen. Der Geltungsbereich des vorliegenden Vorentwurfs des vB-Plans weist im Ver-
gleich zur Planungsanzeige eine Verkleinerung auf.  

Bearbeiter: Frau Hansen 

Telefon: 0385 588 89305 

E-Mail: lena.hansen@ 

     afrlms.mv-regierung.de 

ROK-Nr.: 4_078/25 

Datum: 18.12.2025 

Amt Treptower Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

per E-Mail an: j.kiewitt@altentreptow.de 

Amt für 
Raumordnung und Landesplanung 

Mecklenburgische Seenplatte 
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Der Vorhabenträger hat mit Schreiben vom 01.11.2022 den Antrag auf Zielabweichung für die 
o.g. Freiflächenphotovoltaikanlage beim zuständigen Ministerium in Schwerin eingereicht. Mit
Schreiben vom 09.05.2025 erging der positive Bescheid über die Zielabweichung seitens des
Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit M-V an die Gemeinde Breesen.

Eine erschwerte Verwirklichung der berührten Grundsätze der Raumordnung zur Landwirtschaft 
und zum Tourismus wird aus Sicht der obersten Landesplanungsbehörde nicht gesehen. Die ge-
plante Freiflächenphotovoltaikanlage ist nach Aufgabe ihrer Nutzung zurückzubauen. Damit fin-
det eine Umnutzung landwirtschaftlich genutzter Flächen nur temporär statt. Zudem ist der Anteil 
der zeitweise von der landwirtschaftlichen Nutzung ausgeschlossenen Fläche, gemessen an der 
gesamten landwirtschaftlichen Fläche des Planungsraums, als ausnehmend gering einzustufen. 
Weiterhin werden durch das Vorhaben bestehende sowie in Planung befindliche raumbedeut-
same Infrastrukturvorhaben nicht berührt. Dies gilt auch für raumbedeutsame touristische Pro-
jekte.  

Dem Vorentwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 „Freiflächenphotovoltaikanlage 
im westlichen Gemeindegebiet an der Gemeindegrenze zu Wildberg im Norden und zu Knorren-
dorf im Westen“ der Gemeinde Breesen werden daher, seitens des Amts für Raumordnung und 
Landesplanung Mecklenburgische Seenplatte, keine Ziele der Raumordnung und Landesplanung 
mehr entgegengehalten.  

Peter Seifert 

Leiter 

Nachrichtlich per E-Mail: 
- LK Mecklenburgische Seenplatte, Regionalstandort Waren (Müritz), Bauamt, Sachgebiet Kreisplanung
- Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus u. Arbeit M-V, Abt. 5, Ref. 510 und 550

i. V.



Besucheradressen Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Zum Amtsbrink 2 Regionalstandort Demmin Regionalstandort Neustrelitz Regionalstandort Neubrandenburg 

17192 Waren (Müritz) Adolf-Pompe-Straße 23 Woldegker Chaussee 35 Platanenstraße 43 

Telefon: 0395 57087-0 17109 Demmin 17235 Neustrelitz 17033 Neubrandenburg 

Fax: 0395 57087-65906 

IBAN: DE 5715 0501 0006 4004 8900 

BIC: NOLADE 21 WRN 

Umsatz-Steuernr.:079/133/801556 
Umsatzsteuer-Identifikationsnr.:DE18012814 

Landkreis  
Mecklenburgische Seenplatte 
Der Landrat 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
Postanschrift: PF 110264, 17042 Neubrandenburg 

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde 
Breesen 

hier:  Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Träger öffentlicher 
Belange - Fristverlängerung 

Der Landkreis Mecklenburgische Seenplatte wurde mit Schreiben vom 15. Dezember 2025 
(Posteingang) gemäß § 4 Abs. 1 BauGB als Träger öffentlicher Belange zur Abgabe einer Stel-
lungnahme zu o. g. Bauleitplan aufgefordert. 
Als Abgabefrist wurde der 16. Januar 2026 gesetzt.  

Zur Abgabe von Stellungnahmen werden die Ämter meiner Behörde (Landkreis als Bünde-
lungsbehörde) beteiligt, die dabei vielfältige öffentliche Belange zu vertreten haben. Auf Grund 
der Vielzahl an aktuell zu bearbeitenden Vorgängen sowie ausgehend von möglichen Nut-
zungskonflikten ist noch weitergehende Bearbeitung hinsichtlich der von mir zu vertretenden 
öffentlichen Belange erforderlich. 
Ich bitte daher um eine Verlängerung der Abgabefrist um ca. 1 Monat. 

Ich weise zudem darauf hin, dass nach geltender Rechtsprechung die Fristen keine Aus-
schlussfristen sind. Planungsrelevante Belange sind seitens der Gemeinde auch bei verspätet 
eingegangenen Stellungnahmen zu berücksichtigen. 
Beachten Sie dieses Schreiben bitte als Zwischenbescheid. 

Im Auftrag 

gez. 
Cindy Schulz 
SB Bauleitplanung 

Dieses Schreiben wurde maschinell erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 

Gemeinde Breesen über 
Amt Treptower Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

per E-Mail an 

Regionalstandort /Amt /SG 
Waren (Müritz) /Bauamt /Kreisplanung 

Auskunft erteilt: Cindy Schulz 

E-Mail: cindy.schulz@lk-seenplatte.de
Zimmer: Vorwahl Durchwahl 
3.32 0395 57087-2453 
Fax:0395 57087 65965 
Internet: www.lk-mecklenburgische-seenplatte.de 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Datum 

3908/2025-502 14. Januar 2026
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Besucheradressen Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 

Zum Amtsbrink 2 Regionalstandort Demmin Regionalstandort Neustrelitz Regionalstandort Neubrandenburg 

17192 Waren (Müritz) Adolf-Pompe-Straße 23 Woldegker Chaussee 35 Platanenstraße 43 

Telefon: 0395 57087-0 17109 Demmin 17235 Neustrelitz 17033 Neubrandenburg 

Fax: 0395 57087-65906 

IBAN: DE 5715 0501 0006 4004 8900 

BIC: NOLADE 21 WRN 

Umsatz-Steuernr.:079/133/801556 
Umsatzsteuer-Identifikationsnr.:DE18012814 

Landkreis  
Mecklenburgische Seenplatte 
Der Landrat 

Landkreis Mecklenburgische Seenplatte 
Postanschrift: PF 110264, 17042 Neubrandenburg 

Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 "Freiflächen-
photovoltaikanlage im westlichen Gemeindegebiet an der Gemeindegrenze 

zu Wildberg im Norden und zu Knorrendorf" der Gemeinde Breesen 

hier:  Stellungnahme des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte als Träger öffentlicher 
Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 

Die Gemeindevertretung der Gemeinde Breesen hat die Aufstellung der Satzung über den vor-
habenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde Breesen beschlossen. 

Die Gemeinde Breesen führt hierzu als ersten Verfahrensschritt die Beteiligung der Behörden 
und sonstigen Trägern öffentlicher Belange gemäß § 4 Abs. 1 BauGB durch.  
Diese frühzeitige Behördenbeteiligung dient vorrangig der Festlegung von Umfang und Detaillie-
rungsgrad der Umweltprüfung (sog. Scoping). Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger 
öffentlicher Belange sollen die Gemeinde hierbei beraten.  

Zur Aufstellung der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde 
Breesen wurde dem Landkreis Mecklenburgische Seenplatte der Vorentwurf mit Begründung 
(Stand: September 2025) zugesandt und um entsprechende Rückäußerung gebeten. 

Zu dem mir vorliegenden Entwurf der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan 
Nr. 5 der Gemeinde Breesen, bestehend aus Teil A – Planzeichnung, Teil B – Text und der Be-
gründung nehme ich als Träger öffentlicher Belange wie folgt Stellung: 

Gemeinde Breesen über 
Amt Treptower Tollensewinkel 
Rathausstraße 1 
17087 Altentreptow 

per E-Mail an 

Regionalstandort /Amt /SG 
Waren (Müritz) /Bauamt /Kreisplanung 

Auskunft erteilt: Sascha Gloße 

E-Mail: kreisplanung@lk-seenplatte.de
Zimmer: Vorwahl Durchwahl 
3.30 0395 57087-2458 
Fax:0395 57087 65965 
Internet: www.lk-mecklenburgische-seenplatte.de 

Ihr Zeichen Ihre Nachricht vom Mein Zeichen Datum 

3908/2025-502 25. Februar 2026
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Seite 2 des Schreibens vom 25. Februar 2026 

I. Allgemeines/ Grundsätzliches

1. Die Gemeinde Bressen befürwortet die Ziele der Bundesregierung zur Förderung erneu-
erbarer Energien und Umsetzung der Energiewende. Mit dem vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan möchte diese einen Teil dazu beitragen.

Mit der Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde Breesen 
wird beabsichtigt die hierfür planungsrechtliche Voraussetzungen zu schaffen. 

Das Plangebiet hat eine Größe von insgesamt ca. 105 ha. 

2. Bauleitpläne sind den Zielen der Raumordnung anzupassen (Anpassungspflicht nach §
1 Abs. 4 BauGB).

Eine landesplanerische Stellungnahme vom 18. Dezember 2025 liegt mir vor. Danach werden 
dem o. g. Bebauungsplan vor dem Hintergrund des positiven Zielabweichungsbescheides des 
Ministeriums für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit M-V vom 09. Mai 2025 keine 
Ziele der Raumordnung und Landesplanung mehr entgegengehalten. 

In diesem Zusammenhang mache ich gleichzeitig darauf aufmerksam, dass dieser Zielabwei-
chungsbescheid vom 09. Mai 2025 mit Maßgaben erteilt worden ist. Erst mit schriftlicher Bestä-
tigung durch das Ministerium für Wirtschaft, Infrastruktur, Tourismus und Arbeit M-V als für das 
Zielabweichungsverfahren zuständige Bescheid erstellende Behörde nach Erfüllung der Maß-
gabe ist der o. g. Bebauungsplan mit den Zielen der Raumordnung abschließend vereinbar. 
Somit hat die schriftliche Bestätigung seitens des Ministeriums über die Erfüllung der 
Maßgabe vor Satzungsbeschluss über den Bebauungsplan vorzuliegen um einen rechts-
konformen Gemeindebeschluss fassen zu können. 

3. Gemäß § 8 Abs. 2 BauGB sind Bebauungspläne aus dem Flächennutzungsplan zu ent-
wickeln (Entwicklungsgebot). Von dem Grundsatz des Entwicklungsgebotes kann bei Vorliegen
bestimmter Voraussetzungen gegebenenfalls abgewichen werden (§ 8 Abs. 2 – 4 BauGB).

Die Gemeinde Breesen hat keinen Flächennutzungsplan. 

Laut Begründung soll der Bebauungsplan nach § 8 Abs. 2 BauGB als selbstständiger Bebau-
ungsplan aufgestellt werden. Dem kann der Landkreis nicht folgen.  

Nach § 8 Abs. 2 Satz 2 BauGB ist ein Flächennutzungsplan nicht erforderlich, wenn ein so ge-
nannter selbständiger Bebauungsplan ausreicht, um die städtebauliche Entwicklung im Ge-
meindegebiet zu ordnen. Von daher müssten Bebauungspläne ausreichen, die bauliche Ent-
wicklung für das gesamte Gemeindegebiet zu ordnen (Kommentierung Ernst/ Zinkahn/ Bielen-
berg/ Krautzberger, BauGB, § 8 Rn. 41). 

Aus planungsrechtlicher Sicht entspricht der vorliegende Bebauungsplan nicht diesen Anforde-
rungen, da durchaus auch in anderen Bereichen der Gemeinde noch Entwicklungsmöglichkei-
ten gesehen werden (bspw. vBP Batterie-Großspeicherananlage-Breesen oder vBP Gewerbe-
gebiet südlich von Kalübbe). 

Auf § 8 Abs. 4 BauGB möchte ich in diesem Zusammenhang daher hinweisen. 
Danach kann ein z. B. vorzeitiger Bebauungsplan dann aufgestellt werden, solange (noch) kein 
rechtswirksamer Flächennutzungsplan besteht.  
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Ein solch vorzeitiger Bebauungsplan kann aber nur dann aufgestellt werden, wenn dringende 
Gründe es erfordern und wenn der Bebauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen Entwick-
lung des Gemeindegebiets nicht entgegenstehen wird.  
Das heißt, die Gemeinde müsste nachweisen, dass es dringende städtebauliche Gründe für die 
vorliegende Planung gibt, und dass dieser Bebauungsplan der beabsichtigten städtebaulichen 
Entwicklung des Gemeindegebietes nicht entgegensteht.  

Insbesondere vor dem Hintergrund der aktuellen Entwicklung im Bereich der erneuerbaren 
Energien gehe ich im konkreten Fall grundsätzlich von der Aufstellung eines vorzeitigen Bebau-
ungsplanes nach § 8 Abs. 4 BauGB aus. 
Insofern ist die Begründung zu vorliegendem Bebauungsplan um Aussagen zur Auseinander-
setzung mit der Möglichkeit zur Aufstellung des o. g. Bebauungsplanes als vorzeitigen Bebau-
ungsplan nach § 8 Abs. 4 BauGB noch zu qualifizieren. 

Auf die Genehmigungspflicht durch die höhere Verwaltungsbehörde nach § 10 Abs. 2 
BauGB – hier: Landkreis Mecklenburgische Seenplatte – weise ich in diesem Zusam-
menhang vorsorglich hin. 

4. Zu den vorliegenden Planunterlagen möchte ich im Hinblick auf das weitere Aufstel-
lungsverfahren zum Satzung über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemein-
de Breesen auf folgende grundsätzliche Aspekte aufmerksam machen.

4.1. In der Planzeichnung haben einige zu erhaltende Bäume oder Bereiche einen grü-
nen Kreis bzw. hellgrüne Linien erhalten, die leider nicht erklärt sind. Zur Klarheit ist 
dies nachzuholen.  

4.2. Der unbefestigte Weg durch das Plangebiet soll in der Planzeichnung eine Darstel-
lung ohne Normcharakter sein. Dies ist jedoch zwingend mit der Gemeinde abzu-
stimmen, ob dieser Weg evtl. eine Ortsverbindungsfunktion oder evtl. gewidmet ist. 
In diesem Fall wäre dann diese Darstellung zu korrigieren.  

4.3. Die Festsetzung 1.1. zum o.g. Bebauungsplan lässt die Errichtung von Batteriespei-
cheranlagen grundsätzlich zu. Aufgrund der Häufung von großen Batteriespeicher-
anlagen (Parks) empfehle ich dies einzuschränken. Batteriespeicheranlagen sollten 
im Sinne der Aufstellung der Bauleitplanung lediglich Nebenanlagen darstellen, die 
ausschließlich den dort generierten Strom verwenden. Auch sollte dann überprüft 
werden, ob diese Anlagen tatsächlich außerhalb der überbaubaren Flächen errichtet 
werden sollen.  

4.4. Im vorliegenden Vorentwurf zum o. g. Bebauungsplan ist in der Festsetzung 2.2 die 
„Oberkante des Geländes“ als Höhenbezugspunkt definiert.  
Diese Begriffsbestimmung allein genügt jedoch nicht dem Bestimmtheitsgebot einer 
städtebaulichen Festsetzung. Der untere Bezugspunkt ist daher noch zu konkretisie-
ren. Die Planzeichenverordnung gibt beispielhaft als unteren Bezugspunkt das Hö-
henbezugssystem an (aktuell: DHHN 2016).  
In der Festsetzung 8. hingegen geht man wiederum auf die vermessene Realhöhe 
ein. Dies passt nicht zueinander und sollte im Zusammenhang mit der vorhandenen 
Vermessung bereinigt werden. 

4.5. Die Festlegung im Pkt. 1.1. bzgl. der Nebenanlagen auf nicht überbaubaren Flächen 
passt zu den Festsetzungen 3. Die Festsetzung 4 könnte sogar gestrichen werden, 
da es sonst keine Nebenanlage ist. Insgesamt könnte hierzu eine zusammengehöri-
ge Festsetzung formuliert werden.  

4.6. Da PV-Freiflächenanlagen eine begrenzte wirtschaftliche Laufzeit haben, ist eine 
diesbezügliche Vereinbarung dahingehend sinnvoll. In der Festsetzung III.5 (gehört 
grds. zu I planungsrechtliche Festsetzung) soll eine maximale Nutzungsdauer von 
30 Jahren nicht überschritten werden. Das Bestimmtheitsgebot ist mit den 30 Jahren 
unzureichend berücksichtigt worden. Die Angabe eins konkreten Datums ist daher 
unerlässlich.  
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Hinzu kommt, dass lt. Begründung des o.g. Bebauungsplanes S. 20 Pkt. 5 sowie im 
ZAV das PVA nur so lange zulässig sind, wie sie für die Versorgung des Energie-
parks benötigt wird. Insofern stellt sich die Frage, wer dies überprüft und warum dies 
in den Festsetzungen nicht berücksichtigt worden ist. Dies ist daher im weiteren Ver-
fahren zu berücksichtigen.  

5. Nach § 12 BauGB kann die Gemeinde durch einen vorhabenbezogenen Bebauungsplan
die Zulässigkeit von Vorhaben bestimmen.
Regelmäßig enthält ein vorhabenbezogener Bebauungsplan danach drei bekannte Elemente:

• den Vorhaben- und Erschließungsplan des Vorhabenträgers,

• den Durchführungsvertrag und

• als Satzung den vorhabenbezogenen Bebauungsplan.

Die Aufstellung eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes ist gemäß § 12 BauGB somit an 
bestimmte Voraussetzungen gebunden: 

• Der Vorhabenträger muss sich zur Durchführung der Vorhaben- und Erschließungs-
maßnahmen innerhalb einer bestimmten Frist sowie zur Tragung der Planungs- und Er-
schließungskosten im Durchführungsvertrag verpflichten.

• Der Vorhabenträger muss zur Durchführung des Vorhabens und der Erschließung be-
reit und in der Lage sein.
Hieraus folgt die Nachweispflicht der wirtschaftlichen und finanziellen Leistungsfähigkeit
des Trägers zum Zeitpunkt des Satzungsbeschlusses. Ein bloßes Glaubhaftmachen der
Leistungsfähigkeit des Trägers reicht nicht aus.
Die finanzielle Bonität des Vorhabenträgers kann z. B. durch eine Kreditzusage geeigne-
ter Banken oder durch Bürgschaftserklärungen nachgewiesen werden.

• In der Regel muss der Vorhabenträger Eigentümer der Flächen sein, auf die sich der
Plan erstreckt.

Ist der Vorhabenträger nicht Eigentümer, so ist ggf. eine qualifizierte Anwartschaft auf
den Eigentumserwerb oder eine anderweitige privatrechtliche Verfügungsberechtigung
nachzuweisen. (Dies gilt auch für Flächen für externe Ausgleichsmaßnahmen!)
Dieser Nachweis muss spätestens zum Satzungsbeschluss vorliegen.

• Der Durchführungsvertrag ist vor dem Satzungsbeschluss nach § 10 Abs. 1 BauGB
über den vorhabenbezogenen Bebauungsplan zwischen dem Vorhabenträger und der
Gemeinde zu schließen. (Hierzu bedarf es eines nach Kommunalrecht notwendigen
Gemeinderatsbeschlusses.)

Erfolgt dies nicht, fehlen der Gemeinde die Voraussetzungen zum Beschluss über die
Satzung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan. Ein Rechtsanspruch darauf besteht
grundsätzlich nicht.

Die Begründung zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan muss auch auf den Durchführungs-
vertrag eingehen. Sie muss neben dem Erfordernis der Durchführung der Baumaßnahme und 
der Erschließung auch auf die Verpflichtung des Vorhabenträgers eingehen. Weiterhin muss 
alles, was mit dem Durchführungsvertrag in Zusammenhang steht, in die Begründung einge-
hen, soweit es für die planerische Abwägung von Bedeutung ist.  

Insoweit ist die Darstellung derjenigen Inhalte des Durchführungsvertrages notwendiger Be-
standteil der Begründung, die für die Beurteilung der Ziele nach § 12 Abs. 1 BauGB relevant 
sind. 
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6. In diesem Zusammenhang weise ich auf die Besonderheit des § 12 Abs. 3a BauGB hin.  
Den Gemeinden wird hiermit nämlich die Möglichkeit eröffnet, in einem vorhabenbezogenen 
Bebauungsplan nicht nur ein konkretes Vorhaben zuzulassen, sondern darüber hinaus die zu-
lässigen Nutzungen allgemein zu beschreiben und sich nur im Durchführungsvertrag auf ein 
konkretes Vorhaben festzulegen. 
 
Baugebiete können hiernach also nach BauNVO festgesetzt werden. Die Art der baulichen Nut-
zung wird in einem gewissen Rahmen allgemein festgesetzt. Hier hat die Gemeinde ein Son-
dergebiet mit der Zweckbestimmung ´Photovoltaik´ nach § 11 BauNVO festgesetzt. 
Im Durchführungsvertrag ist dann das Vorhaben aber so konkret zu beschreiben, dass hinrei-
chend deutlich wird, zu welchem Vorhaben sich der Vorhabenträger verpflichtet. Hierunter fallen 
die Regelungen zu den einzelnen zu errichtenden Anlagen, die für den Betrieb der Speichersys-
teme notwendig sind, Regelungen zum Rückbau, die zu realisierenden Ausgleichsmaßnahmen, 
usw. 
 
Im vorhabenbezogenen Bebauungsplan ist dann unter entsprechender Anwendung des            
§ 9 Abs. 2 i. V. m. § 12 Abs. 3a BauGB ausdrücklich festzusetzen, dass `im Rahmen der fest-
gesetzten Nutzungen nur solche Vorhaben zulässig sind, zu deren Durchführung sich der Vor-
habenträger im Durchführungsvertrag verpflichtet.  
Hierfür hat die Gemeinde bereits eine entsprechende Festsetzung beschlossen. 
 
Zu einem späteren Zeitpunkt kann bei einem entsprechenden Bedarf durch eine im Vergleich 
zu einer Planänderung verhältnismäßig einfachen Änderung des Durchführungsvertrages die 
Zulässigkeit des Vorhabens modifiziert werden.  
Dies bringt dann Vorteile, wenn sich im Genehmigungsverfahren oder während der Nutzung 
des Vorhabens herausstellt, dass sich die ursprünglich als zutreffend erachteten Bedürfnisse 
geändert haben. 
 
Insofern sind die vorgenannten Hinweise zu § 12 Abs. 3a BauGB im weiteren Verfahren zu be-
achten. 
 
 
II. Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung 
 
Nach § 2 Abs. 4 Satz 2 BauGB legt die Gemeinde für jeden Bauleitplan fest, in welchem Um-
fang und Detaillierungsgrad die Ermittlung der Umweltschutzbelange für die Umweltprüfung 
erforderlich ist (sog. Scoping). Die beteiligten Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Be-
lange sollen die Gemeinde hierbei beraten. 
 
Durch den Landkreis Mecklenburgische Seenplatte ergeht im Hinblick auf den erforderlichen 
Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung nach § 2 Abs. 4 BauGB folgende Stellung-
nahme im Sinne des § 4 Abs. 1 BauGB. 
 
1. Nachstehend erhalten Sie die Stellungnahme des Umweltamtes 
 
1.1. Immissionsschutz 
Gemäß § 50 BImSchG sind bei raumbedeutsamen Planungen Flächen die für bestimmte Nut-
zungen vorgesehen sind, einander so zuzuordnen, dass schädliche Umwelteinwirkungen auf 
die ausschließlich oder überwiegend dem Wohnen dienenden Gebiete sowie auf sonstige 
schutzbedürftige Gebiete soweit wie möglich vermieden werden. 
 
 
1.2. Naturschutz und Landschaftspflege 
Die Umsetzung eines o. g. Bebauungsplanes ist mit Eingriffen in Natur und Landschaft verbun-
den. Im weiteren Verfahren ist der unteren Naturschutzbehörde eine umfassende Umweltpla-
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nung mit Eingriffs- und Ausgleichbilanzierung sowie Vorschlägen für geeignete Ausgleichsmaß-
nahmen zu übergeben.  
Für die Flächen, auf denen Kompensationsmaßnahmen umgesetzt werden, ist der unteren Na-
turschutzbehörde die rechtliche und tatsächliche Verfügbarkeit nachzuweisen. 
 
Eingriffsregelung 
Die, im o. g. vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde Breesen, angesproche-
nen Flächen befinden sich im Außenbereich der Gemeinde Bressen. 
Die Flächen sind nicht für die Bebauung vorgesehen, daher stellt die Errichtung einer PV-
Anlage im planungsrechtlichen Außenbereich gemäß § 14 Abs. 1 BNatSchG i. V. m. § 12 Abs. 
1 Ziffer 12 NatSchAG M-V, einen Eingriff in Natur und Landschaft dar. Entsprechend § 15 
BNatSchG ist der Verursacher von Eingriffen verpflichtet, vermeidbare Beeinträchtigungen von 
Natur und Landschaft zu unterlassen sowie unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maß-
nahmen des Naturschutzes und der Landschaftspflege auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) 
oder zu ersetzten (Ersatzmaßnahmen).  
 
In diesem Fall ist der unteren Naturschutzbehörde im weiteren Verfahren für alle versiegelten 
und überbauten Flächen eine Eingriffs- und Ausgleichbilanzierung mit Vorschlägen für geeigne-
te Ausgleichsmaßnahmen zu übergeben. Hierbei ist das gesamte Vorhabengebiet zu berück-
sichtigen. Als fachliche Grundlage für die Erarbeitung sind die Hinweise zur Eingriffsregelung 
(HzE) Mecklenburg-Vorpommern (MV), Neufassung ab 01.06.2018 (Ministerium für Landwirt-
schaft und Umwelt MV), anzuwenden. Es ist der unteren Naturschutzbehörde nachzuweisen, 
dass die zur Umsetzung der Kompensationsmaßnahmen vorgeschlagenen Flächen, auch tat-
sächlich verfügbar sind. Nur eine dauerhafte Sicherung einer Maßnahme auf einer entspre-
chenden Fläche, kann einen dauerhaften Eingriff ausgleichen. Bei Fragen kontaktieren Sie bit-
te:  
Herrn Klingenberg unter der Telefonnummer 0395/57087-4327. 
 
 
Biotopschutz 
Innerhalb des Plangebietes sowie im umliegenden Bereich befinden sich gemäß 
§ 20 NatSchAG M-V gesetzlich geschützte Biotope. 
Alle Maßnahmen, die zu einer Zerstörung, Beschädigung, Veränderung des charakteristischen 
Zustandes oder sonstigen erheblichen oder nachhaltigen Beeinträchtigung führen können, sind 
unzulässig. Im weiteren Verfahren sind gerade wegen der zerschneidenden Wirkung sowie 
durch veränderte Lichtverhältnisse, im Rahmen der baulichen Anlage, mittelbare Beeinträchti-
gungen zu prüfen.  
 
 
Artenschutz - Anforderung 
Für die behördliche Prüfung ist der unteren Naturschutzbehörde eine artenschutzrechtliche Un-
tersuchung z. B. als Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB) zu übergeben.  
Es sind die Auswirkungen des Vorhabens auf besonders und streng geschützte Arten im Plan-
gebiet darzulegen. Bei der Erfassung von Vögeln sind nicht nur die Brutvögel, sondern auch 
das Rast- und Zuggeschehen von Kranichen, Gänsen, Schwänen und Limikolen zu berücksich-
tigen. Von Bedeutung ist in diesem Zusammenhang die starke Reflektion der PV-Module, die 
aus der Luft einer Wasserfläche gleichen. Nicht nur Vögel, sondern auch einige Insekten, wie 
Libellen und Wasserkäfer können von dieser wasserähnlichen Fläche angezogen werden. Die 
Auswirkungen dieses Sachverhaltes sind in die Betrachtung mit einzubeziehen.  
 
Begründung: 
Für nach § 15 BNatSchG zulässige Eingriffe in Natur und Landschaft sowie für Vorhaben im 
Sinne des § 18 Abs. 2 Satz 1 BNatSchG, die nach den Vorschriften des Baugesetzbuches zu-
lässig sind, gelten die Zugriffs-, Besitz- und Vermarktungsverbote nach Maßgabe von Satz 2 bis 
5 des § 44 Abs. 5 BNatSchG.  
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Da es sich bei dem beantragten Vorhaben um einen Eingriff in Natur und Landschaft handelt, 
ist es erforderlich, dass die Auswirkungen des Vorhabens auf die geschützten Arten gegenüber 
der zuständigen Behörde darlegt werden. Diese Untersuchung, z.B. als Artenschutzrechtlicher 
Fachbeitrag (AFB) ist als Voraussetzung für die behördliche Prüfung erforderlich.  
Sind demnach gemäß EU-Vogelschutzrichtlinie europäische Vogelarten oder im Anhang IVa 
der FFH-Richtlinie aufgeführte Tierarten sowie im Anhang IVb der FFH-Richtlinie aufgeführte 
wild lebende Pflanzenarten betroffen, liegt ein Verstoß gegen die Verbote des § 44 Abs. 1 Nr. 1 
und 3 BNatSchG nur dann nicht vor, wenn die ökologische Funktion der von dem Eingriff oder 
Vorhaben betroffenen Fortpflanzungs- oder Ruhestätten im räumlichen Zusammenhang weiter-
hin erfüllt wird.  
 
Die Zulässigkeit des Vorhabens kann erst nach Vorlage der erforderlichen Untersuchungen 
beurteilt werden. 
 
Weitere TÖB-Beteiligung 
Bezüglich des Schutzes von großräumigen Wildwechseln des Schalenwildes und anderer jagd-
barer Säugetierarten hat sich die Gemeinde mit dem Jagdrecht auseinanderzusetzen. Das 
Überbauen von Jahrzehnten genutzten Wildwechselflächen kann möglicherweise zu Verände-
rungen in der Populationsdynamik führen. 
Im weiteren Verfahren ist dies zu berücksichtigen.  
 
 
1.3. Wasserwirtschaft 
Gegen das Vorhaben – wie beantragt – bestehen unter dem Gesichtspunkt des Gewässer-
schutzes keine grundlegenden Bedenken. Im Plangebiet sind mehrere Gewässer II. Ordnung 
vorhanden. Diese sind im weiteren Planungsverfahren zwingend zu berücksichtigen.  
 
Anforderungen: 
Die Forderungen aus der Stellungnahme des unterhaltungspflichtigen Wasser- Und Bodenver-
bandes „Untere Tollense / Mittlere Peene“ vom 05.01.2025 ist zwingend in der weiteren Pla-
nung umzusetzen.  
 
Es wird auf den § 40 AwSV verwiesen. Da beim Betrieb der Trafostation wassergefährdende 
Stoffe zum Einsatz kommen, ist durch den Antragsteller eine entsprechende Anzeigepflicht zu 
prüfen. Anzeigevordrucke sind auf der Internetseite des Landkreises Mecklenburgische Seen-
platte erhältlich. Es gelten die Vorgaben der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit was-
sergefährdenden Stoffen (AwSV) und den entsprechenden technischen Regelwerken. Diese 
Pflichten sind durch den Antragssteller selbst zu prüfen. Ansprechpartner ist:  
Herr Peters, Tel.: 0395-57087-2532, E-Mail: rene.peters@lk-seenplatte.de. 
 
Sollten Batteriespeicher vorgesehen sein, sind die Vorgaben des Merkblattes „Umgang mit Li-
thium-Ionen-Batterien (LIB) nach der Verordnung über Anlagen zum Umgang mit wasserge-
fährdenden Stoffen (AwSV)“ vollumfänglich zu beachten und umzusetzen. 
 
Ungeachtet dessen ist, entsprechend dem Sorgfaltsgebot des § 5 WHG, bei allen Vorhaben 
und Maßnahmen, mit denen Einwirkungen auf ein Gewässer (Oberflächengewässer, Grund-
wasser) verbunden sein können, die nach den Umständen erforderliche Sorgfalt anzuwenden, 
um Beeinträchtigungen sicher auszuschließen. Insbesondere ist zu gewährleisten, dass keine 
wassergefährdenden Stoffe in den Untergrund eindringen können, die zu einer Beeinträchti-
gung des Oberflächengewässers/Grundwassers führen könnten. 
 
Eventuell vorhandene Drainagesysteme auf den Flächen sind beim jeweiligen Flächeneigentü-
mer zu erfragen. Diese sind zu sichern und gegebenenfalls umzuschließen. 
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Hinweise: 
Die als Ausgleichsmaßnahmen vorgesehen Maßnahmen sind vollumfänglich darzustellen. Die 
Entschlammung von Kleingewässern bedarf in der Regel einer wasserrechtlichen Erlaubnis, 
mindestens jedoch einer naturschutzrechtlichen Genehmigung. Ebenso sind die vorgesehe-
nen Pflanzungen mit entsprechenden Plänen darzustellen, um mögliche Konflikte frühzeitig zu 
erkennen und entsprechend in der Planung berücksichtigen zu können.  
 
 
1.4. Sachgebiet Kreislaufwirtschaft, Bodenschutz, Abfall 
Dem Planungsvorhaben stehen keine grundsätzlichen bodenschutz- und abfallrechtlichen Be-
lange entgegen.  
 
Anforderung: 
Durch den Vorhabenträger ist eine Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) nach DIN 19639 
(09/2019) zu beauftragen.  
Die BBB muss nach § 18 Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) durch Sachverständige 
oder Untersuchungsstellen durchgeführt werden, die die für diese Aufgaben erforderliche Sach-
kunde und Zuverlässigkeit besitzen sowie über die erforderliche gerätetechnische Ausstattung 
verfügen. Die Planungsunterlagen der BBB (insb. ein zu erstellendes Bodenschutzkonzept) sind 
der unteren Bodenschutzbehörde vor dem Baubeginn vorzulegen. 
 
Darüber hinaus sollte der Punkt 16.2 Abfall- und Kreislaufwirtschaft der Begründung wie folgt 
ergänzt werden: 
 
Der bei den Bauarbeiten anfallende und zur Wiederverwendung Vorort vorgesehene und ge-
eignete Bodenaushub ist getrennt nach Bodenarten zu lagern und getrennt nach Bodenarten 
wieder einzubauen.  
Nachweislich mit Schadstoffen belasteter Bodenaushub hat wie andere bei den Arbeiten anfal-
lende Abfälle gemäß den Grundpflichten der Kreislaufwirtschaft nach §§ 7, 9 und 15 des Kreis-
laufwirtschaftsgesetzes (KrWG) entsprechend ihrer Beschaffenheit ordnungsgemäß und schad-
los zu erfolgen (zugelassene Deponien, Abfallbehandlungs- und Aufbereitungsanlagen usw.).  
 
Beim Einbau mineralischer Ersatzbaustoffe in technische Bauwerke sind die Bestimmungen der 
Ersatzbaustoffverordnung einzuhalten. 
 
Ebenso ist der Punkt 16.3 Altlasten, Bodenschutz wie folgt anzupassen:  
Es ist darauf zu achten, dass auf dem gesamten Vorhabengelände die Lagerung von Baustof-
fen flächensparend erfolgt. Baustellenzufahrten sind soweit wie möglich auf vorbelastete bzw. 
entsprechend befestigten Flächen anzulegen. Durch den Einsatz von Fahrzeugen, Maschinen 
und Technologien, die den technischen Umweltstandards entsprechen, sind die Auswirkungen 
auf den Boden so gering wie möglich zu halten. Nach Beendigung der Baumaßnahme sind die 
Flächen, die temporär als Baunebenflächen, Bauzufahrten oder zum Abstellen von Fahrzeugen 
genutzt wurden wiederherzurichten. Das betrifft insbesondere die entstandenen Bodenverdich-
tungen. 
 
Soweit im Rahmen von Baumaßnahmen Überschussböden anfallen bzw. Bodenmaterial auf 
dem Grundstück auf- oder eingebracht werden soll, haben die nach § 7 BBodSchG Pflichtigen 
Vorsorge gegen das Entstehen schädlicher Bodenveränderungen zu treffen. Die Anforderungen 
nach den §§ 6 bis 8 der Bundes-Bodenschutzverordnung (BBodSchV) sowie der DIN 19639 
(09/2019) und der DIN 19731 (Verwertung von Bodenmaterial 10/2023) sind einzuhalten. 
 
Nach § 4 Abs. 1 Bundesbodenschutzgesetz (BBodSchG) hat jeder, der auf den Boden einwirkt, 
sich so zu verhalten, dass keine schädlichen Bodenveränderungen hervorgerufen werden. Ins-
besondere bei bodenschädigenden Prozessen wie z. B. Bodenverdichtungen, Stoffeinträgen ist 
Vorsorge gegen das Entstehen von schädlichen Bodenveränderungen zu treffen. Bodenver-
dichtungen, Bodenvernässungen und Bodenverunreinigungen sind zu vermeiden. Das Boden-
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gefüge bzw. wichtige Bodenfunktionen sind bei einem möglichst geringen Flächenverbrauch zu 
erhalten. 

Begründung: 
Ziel des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 5 ist es, Baurecht für die Errichtung und 
den Betrieb einer Freiflächenphotovoltaikanlage zu schaffen. Der räumliche Geltungsbereich 
des Bebauungsplans beträgt insgesamt ca. 105 ha und betrifft derzeit landwirtschaftlich und 
forstwirtschaftliche Flächen. Als maximal zu bebauender Fläche wurden ca. 81 ha angesetzt. 

Aufgrund der geplanten großen Flächeninanspruchnahme des Vorhabens von weit mehr als 
3.000 m² hat der Vorhabenträger den Erschließungs-, Bau- und Rückbauprozess durch Perso-
nen begleiten zu lassen, die über die nach § 18 BBodSchG erforderlichen Fachkenntnisse zum 
Bodenschutz verfügen. 
Als Teil der BBB ist bereits in der Planungsphase durch bodenkundliches Fachpersonal ein 
vorhabenbezogenes Bodenschutzkonzept zu erstellen. Das Bodenschutzkonzept soll insbe-
sondere die notwendigen Maßnahmen zum Erhalt oder zur Wiederherstellung der natürlichen 
Bodenfunktionen erhalten. 

Entsprechend des § 4 Bundes-Bodenschutz- und Altlastenverordnung (BBodSchV) kann die für 
die Zulassung des Vorhabens zuständige Behörde im Benehmen mit der für den Bodenschutz 
zuständigen Behörde von dem nach § 7 Satz 1 BBodSchG Pflichtigen eine BBB nach DIN 
19639 (09/2019) im Einzelfall verlangen, wenn bei dem Vorhaben auf einer Fläche von mehr als 
3.000 m² u. a. Bodenmaterial aus dem Ober- oder Unterboden ausgehoben oder abgeschoben 
wird oder der Ober- und Unterboden dauerhaft oder vorübergehend vollständig oder teilweise 
verdichtet wird. Die erwarteten Versiegelungen durch die Errichtung von Verkehrsflächen, Ver-
ankerung von Rammpfosten sowie Flächeninanspruchnahmen durch Baustellenerrichtungen 
und der Verlegung von Kabeltrassen erreichen den vorbenannten Schwellenwert. 

Eine BBB umfasst Leistungen des vorsorgenden Bodenschutzes von der Genehmigungspla-
nung und Erstellung des Bodenschutzkonzeptes über die Begleitung des Bauvorhabens und 
Rekultivierung bis hin zum Bauabschluss und Rückbau der Anlage.  
Ziel dieser BBB ist es, den Erhalt und/oder eine möglichst naturnahe Wiederherstellung von 
Böden und ihren natürlichen Funktionen gemäß § 2 BBodSchG sicherzustellen. Als Grundlage 
zur Erarbeitung der Planungsunterlagen ist neben der DIN 19639 (09/2019) das BVB-Merkblatt 
Band 2 „Bodenkundliche Baubegleitung BBB“ heranzuziehen.  

2. weitere Beteiligung der Behörden des Landkreises Mecklenburgische Seenplatte

Seitens des Gesundheitsamtes wird auf Folgendes hingewiesen: 
Zum Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung bestehen keine weitergehenden fach-
spezifischen Forderungen. 
Aufgrund der Lage und der räumlichen Distanz zwischen dem Plangebiet und der Wohnnutzung 
ist nicht von einer erheblichen Belastung durch Blendung auszugehen, insbesondere wenn 
blendungsarme Module und Sichtschutzmaßnahmen vorgesehen sind.  
Eine etwaige Gutachtenpflicht zum Schutz der Verkehrsteilnehmer auf öffentlichen Verkehrs-
wegen ist unabhängig zu betrachten. 

Das Sachgebiet Brand- und Katastrophenschutz nimmt wie folgt Stellung: 
Laut unseren digitalen Unterlagen befinden sich die Flurstücke nicht in einem kampfmittelbelas-
teten Gebiet. 
Sollten bei Arbeiten kampfmittelverdächtige Gegenstände oder Munition aufgefunden werden, 
sind aus Sicherheitsgründen die Arbeiten an der Fundstelle, sowie in der unmittelbaren Umge-
bung sofort einzustellen und der Munitionsbergungsdienst zu benachrichtigen. 
Folgende brandschutztechnische Anforderungen sind zu beachten: 
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• Für die geplante Photovoltaikanlage ist ein entsprechender Objektschutz anzusetzen. 
Der sog. Objektschutz wird im DVGW-Arbeitsblatt definiert als über den Grundschutz hinausge-
hender, objektbezogener Brandschutz. Er gilt bspw. für sonstige Objekte im Außenbereich, wo-
runter eine Photovoltaikanlage zu subsumieren ist. 

• Es ist demnach eine ausreichende Löschwasserversorgung sicherzustellen. Dies kann 
durch die Errichtung geeigneter Löschwassereinrichtungen (Bsp. Löschteich, Zisterne, Lösch-
brunnen, Löschwasserkissen etc.) gemäß den allgemein anerkannten Regeln der Technik er-
folgen. 

• Für die Durchführung wirksamer Löscharbeiten ist bei Freiflächen-Photovoltaikanlagen, 
in Anlehnung an abgelegene Einzelanwesen, ein Löschwasservorrat von mindestens 30 m³ 
vorzuhalten [Arbeitsblatt DVGW W 405]. 

• Im Bereich der Löschwasserentnahmestelle ist eine Feuerwehr-Bewegungsfläche mit 
den Mindestabmessungen gemäß der Richtlinie über Flächen für die Feuerwehr, Fassung Au-
gust 2006 i.V.m. der DIN 14090 „Flächen für die Feuerwehr auf Grundstücken“ herzustellen und 
entsprechend DIN 4066 zu kennzeichnen. Die Löschwasserentnahmestelle muss über einen 
Sauganschluss gemäß DIN 14244 verfügen und ist ebenfalls zu kennzeichnen. 

• Für die örtliche Feuerwehr muss die Zugänglichkeit zum Grundstück zu jeder Zeit ge-
währleistet sein. Im Bereich der Zufahrt ist ein Feuerwehrschlüsseldepot Typ 1 (FSD1) nach 
DIN 14675 bzw. eine Feuerwehr-Doppelschließung vorzusehen. Alternativ ist die Öffnung des 
Tores im Sinne einer Fernauslösung möglich, sofern der Betreiber die technischen Vorrauset-
zungen sowie eine 24/7 Erreichbarkeit sicherstellen kann. 

• Zur Verhinderung einer Brandausbreitung sind die Wechselrichter mit einer umlaufenden 
Fläche auszuführen, welche aus nichtbrennbarem Material besteht bspw. eine Pflasterfläche 
oder Bekiesung. 

• Sofern die Module bei einer Störung (z. B. Lichtbogenerkennung) nicht selbsttätig ab-
schalten, sind gemäß DIN VDE 0100 Teil 7-712 Gleichstrom (DC)-Freischaltstellen (Lasttrenn-
schalter) zwischen den Modulen und den Wechselrichtern anzuordnen. Die DC-Freischaltstellen 
müssen an einer für die Feuerwehr leicht zugänglichen Stelle angeordnet bzw. i. S. einer Fern-
auslösung bedienbar sein. Ferner ist ein formstabiles und Stand: 27.11.2025 Seite 2 von 2 
lichtbeständiges Hinweisschild gemäß DIN 4066 mit der Aufschrift „DC-Notausschalter“ bzw. 
„PV-Abschaltung“ gut sichtbar anzubringen. 

• Auf dem betrachteten Grundstück ist eine Feuerwehrumfahrung vorzusehen. Hierbei 
sind die entsprechenden Traglasten sowie die erforderlichen Kurvenradien zu berücksichtigen. 

• Durch den Betreiber ist sicherzustellen, dass die Vegetation niedrig gehalten wird. 

• In Anlehnung an die DIN 14095 ist ein Übersichtsplan zu erstellen. Es sind darzustellen: 
Feuerwehrzufahrt, Feuerwehrumfahrung, Löschwasserentnahmestellen sowie Gleichstrom 
(DC)- Freischaltstellen (Lasttrennschalter). Der Übersichtsplan ist der örtlichen Feuerwehr zur 
Verfügung zu stellen. 

• Der Betreiber ist verpflichtet, über die Gegebenheiten vor Ort eine Einweisung mit der 
örtlichen Feuerwehr durchzuführen und diese auf Verlangen zu wiederholen. Auf etwaige Ge-
fahrenpotentiale ist hinzuweisen. 

• Zu Waldflächen ist zur Sicherung vor Windwurf oder Waldbrand ein Abstand von min-
destens 30 Metern gemäß § 20 LWaldG M-V einzuhalten. 

• Die Hinweise für die raumordnerische Bewertung und die baurechtliche Beurteilung für 
großflächige Photovoltaikanlagen im Außenbereich in der zurzeit gültigen Fassung sind zu 
beachten. https://www.regierung-mv.de/serviceassistent/download?id=69962 

• Das Merkblatt für Einsätze an Photovoltaik-Anlagen ist zu beachten. 
https://www.vfdb.de/media/doc/merkblaetter/MB_05_photovoltaikanlagen_feb2012.pdf 

• Die WaldAbstandsVerordnung M-V in der zurzeit gültigen Fassung ist ebenfalls zu be-
achten. https://www.landesrecht-mv.de/bsmv/document/jlr-WaldAbstVMVrahme 
 
 
 
 
Die untere Denkmalschutzbehörde gibt Folgendes zu bedenken:  
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In der näheren Umgebung des Vorhabengebietes, etwa 850 Meter südlich, befindet sich die 
Gutsanlage Pinnow mit Gutshaus, Nebengebäuden und Gutspark (vgl. beiliegende Karte). Die 
Gutsanlage Pinnow ist in der Liste der Baudenkmale des Landkreises verzeichnet und wurde in 
den letzten Jahren aufwendig denkmalgerecht in Stand gesetzt. Das Vorhaben berührt die Be-
lange des Umgebungsschutzes der vorgenannten Einzeldenkmale. 
 
Denkmalpflegerische Belange von Bodendenkmalen werden nach derzeitigem Kenntnisstand 
nicht berührt. 
 
Maßnahmen in der Umgebung von Denkmalen sind genehmigungspflichtig, wenn diese die 
Substanz oder das Erscheinungsbild der Denkmale erheblich beeinträchtigen.  Gemäß § 7 Abs. 
1 DSchG M-V ist die untere Denkmalschutzbehörde bzw. gemäß § 7 Abs. 6 DSchG M-V ein 
weiteres Fachamt die zuständige Genehmigungsbehörde. 
 
Auf Grund der Nähe sowie der Lage und Ausrichtung des Vorhabens muss von erheblicher Be-
einträchtigung der Sichtachsen vom Gutshaus sowie vom Park in die Landschaft nach Norden 
ausgegangen werden. Ein Grüngürtel aus standortgerechten einheimischen Gehölzen entlang 
des südlichen Randes des Vorhabengebietes kann die Erheblichkeit der Beeinträchtigung deut-
lich mindern. Bei Aufnahme eines etwa 30 Meter breiten Grüngürtels in die Vorhabenplanung 
würde die Erheblichkeit und damit auch die Denkmalrechtliche Genehmigungspflicht entfallen. 
 
Angesichts der Tatsache, dass keine vollständige Bestandserhebung der Bodendenkmale vor-
liegt, muss auch außerhalb der bekannten Bodendenkmale stets mit dem Vorhandensein weite-
rer, derzeit noch unentdeckter Bodendenkmale gerechnet werden. Auch diese Bodendenkmale 
sind gemäß § 5 Abs. 2 DSchG M-V gesetzlich geschützt. Daher sind folgende Hinweise zu be-
achten: 
 

1. Werden bei den Erdarbeiten Funde oder auffällige Bodenverfärbungen (Bodendenkma-
le) entdeckt, ist gemäß § 11 DSchG M-V die zuständige Untere Denkmalschutzbehörde 
zu benachrichtigen und der Fund und die Fundstelle bis zum Eintreffen von Mitarbeitern 
oder Beauftragten des Landesamtes in unverändertem Zustand zu erhalten. Verantwort-
lich sind hierfür der Entdecker, der Leiter der Arbeiten, der Grundeigentümer sowie zu-
fällige Zeugen, die den Wert des Fundes erkennen. Die Verpflichtung erlischt 5 Werkta-
ge nach Zugang der Anzeige. 

2. Eine Beratung zum Umgang mit Bodendenkmalen, insbesondere zur Bergung und Do-
kumentation betroffener Teile der Bodendenkmale, erhalten Sie bei der Unteren Denk-
malschutzbehörde oder beim Landesamt für Kultur und Denkmalpflege M-V, Domhof 
4/5, 19055 Schwerin. 

 
 
III. Sonstige Hinweise 
 
Weiterhin möchte ich bereits zum vorliegenden Vorentwurf der Satzung über den vorhabenbe-
zogenen Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde Breesen folgende Hinweise für die Weiterentwick-
lung bzw. zum durchzuführenden Verfahren geben: 
 
1. Entsprechend des § 6 der Landesbauordnung Mecklenburg-Vorpommern können Zaun-
anlagen mit einer Höhe von mehr als 2 m Abstandsflächen bilden. Dies ist in der Umsetzung zu 
berücksichtigen.  
 
2. Die Rechtsgrundlagen eines Bebauungsplans fußen stets auf die zum Zeitpunkt des 
Satzungsbeschlusses geltenden Gesetze. Demnach ist in der Aufstellung immer auf mögliche 
Aktualisierungen zu achten (Begründung, Präambel). 
 
3. Aus planungsrechtlicher Sicht möchte ich allgemein auf den § 4 a Abs. 3 BauGB hinwei-
sen. Wird der spätere Entwurf des Bauleitplans erneut ergänzt oder geändert, ist er erneut nach 
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§ 3 Absatz 2 im Internet zu veröffentlichen und sind die Stellungnahmen erneut einzuholen, es 
sei denn, die Änderung oder Ergänzung führt offensichtlich nicht zu einer erstmaligen oder stär-
keren Berührung von Belangen. 
Daher sollte u.a. die Kompensationsmaßnahme und das Bodenschutzkonzept vor der Erstel-
lung des Planentwurfes abgestimmt bzw. nachgewiesen sein. 
 
4. Der Name der Bauleitplanung ist unglücklich gewählt worden. Diese lange Bezeichnung 
ist unüblich und unpraktikabel. Weiterhin handelt es sich hierbei um eine „Satzung über den 
vorhabenbezogenen Bebauungsplan …“. 
 
5. Gemäß § 3 Abs. 2 Satz 1 BauGB sind in der förmlichen Öffentlichkeitsbeteiligung die 
Entwürfe der Bauleitpläne mit der Begründung einschließlich aller Anlagen (z. B. Grünord-
nungspläne, Gutachten) und den nach Einschätzung der Gemeinde wesentlichen, bereits 
vorliegenden umweltbezogenen Stellungnahmen für die Dauer eines Monats, mindestens 
jedoch für die Dauer von 30 Tagen, oder bei Vorliegen eines wichtigen Grundes für die Dauer 
einer angemessenen längeren Frist im Internet zu veröffentlichen. Zusätzlich zur Veröffentli-
chung im Internet nach Satz 1 sind eine oder mehrere andere leicht zu erreichende Zugangs-
möglichkeiten zur Verfügung zu stellen.  
Wesentliche Stellungnahmen sind u. a. die der Behörden und anerkannten Naturschutzverbän-
den.  
 
Die ausliegenden Unterlagen sowie Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung sind vor Beginn 
der Veröffentlichungsfrist ortsüblich bekannt zu machen. Weiter sollen die nach § 4 Abs. 2 
BauGB Beteiligten von der Veröffentlichung im Internet auf elektronischem Weg benachrichtigt 
werden.  
In der Bekanntmachung ist außerdem darauf hinzuweisen, dass  

1. die Stellungnahmen während der Dauer der Veröffentlichung abgegeben werden kön-
nen, 

2. dass Stellungnahmen elektronisch übermittelt werden sollen, bei Bedarf aber auch auf 
anderem Weg abgegeben werden können, 

3. dass nicht fristgerecht abgegebene Stellungnahmen bei der Beschlussfassung über den 
Bauleitplan unberücksichtigt bleiben können und 

4. welche anderen leicht zu erreichenden Zugangsmöglichkeiten bestehen. 
 
Im Rahmen der Bekanntmachung ist weiterhin anzugeben, welche Arten umweltbezogener 
Informationen ausgelegt werden. 
Dies erfordert einen grob gegliederten Überblick derjenigen Umweltinformationen, die u. a. 
in den verfügbaren Stellungnahmen behandelt werden.  
Die Informationen sollen der Öffentlichkeit eine erste Einschätzung darüber ermöglichen, ob die 
Planung weitere, von den verfügbaren Stellungnahmen nicht abgedeckte Umweltbelange be-
rührt, denen sie durch eigene Stellungnahmen Gehör verschaffen will.  
Eine bloße Auflistung der verfügbaren Stellungnahmen einzelner Träger öffentlicher Belange 
ohne überblicksartige Gliederung verfehlt diese Anstoßwirkung. 
 
Sofern zum Zeitpunkt der Bekanntmachung noch keine wesentlichen umweltrelevanten Stel-
lungnahmen oder andere Informationen vorliegen, ist dazu ebenfalls eine entsprechende Aus-
sage zu treffen. 
 
Es wird daher vorsorglich darauf hingewiesen, dass es zwar unbeachtlich ist, wenn im Ausle-
gungsverfahren bei der gemäß § 3 Abs. 2 BauGB vorgeschriebenen Angabe, welche Arten 
umweltbezogener Informationen verfügbar sind, einzelne Angaben gefehlt haben. Das schlichte 
Unterlassen dieser Angaben bleibt jedoch ein beachtlicher Fehler gemäß § 214 BauGB, was 
zur Unwirksamkeit des Bauleitplans führt. 
 
Ich weise vorsorglich darauf hin, dass diese Regelung laut geltender Rechtsprechung 
einer Ausnahme nicht zugänglich ist!! 
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Auf § 3 Abs. 2 Satz 5, 2. Halbsatz BauGB mache ich insbesondere aufmerksam.  
Danach sind der Inhalt der ortsüblichen Bekanntmachung und die nach § 3 Abs. 2 Satz 1 
BauGB auszulegenden Unterlagen zusätzlich ins Internet einzustellen und über ein zentrales 
Internetportal des Landes zugänglich zu machen. 

Im Auftrag 

gez.  
Sascha Gloße 
SB Bauplanungsrecht 

Das Schreiben wurde elektronisch erstellt und ist ohne Unterschrift gültig. 

Anlage Denkmalschutzbehörde: 
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   Gemeinde Breesen 
   c/o Amt Treptower Tollensewinkel 
   Frau Juliane Kiewitt 
   Rathausstraße 1 

   17087 Altentreptow 

Verbandsvorsteher: Thomas Kröchert Geschäftsführer: Oliver Lange 

Geschäftsstelle Jarmen: 

Anklamer Str. 10 
17126 JARMEN 

Tel.: 039997-3312-0 

Fax.:039997-3312-13 

E-Mail: WBV-AT-DM@WBV-MV.de

Deutsche Kreditbank AG 

BIC BYLADEM1001 
IBAN DE54 1203 0000 0000 3628 14 

Volksbank Demmin eG 

BIC GENODEF1DM1 

IBAN DE07 1509 1674 0100 0078 00 

Ihr Schreiben vom Ihr Zeichen Unser Zeichen Ort, Datum 

15.12.2025 5110202-40 st Jarmen, 05.01.2026 

Vorhaben: Vorentwurf - Bebauungsplan Nr. 5 der Gemeinde Breesen 
„PV-Anlage im westlichen Gemeindegebiet“ nordwestlich von Pinnow 

hier: Stellungnahme Wasser- und Bodenverband (WBV) „Untere Tollense / Mittlere Peene“ 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

entsprechend Ihrer Aufforderung zur Stellungnahme vom 15.12.2025 teilen wir Ihnen mit, 

dass seitens des Verbandes, unter Beachtung und Einhaltung der nachstehenden 

Forderungen und Auflagen bezüglich der Unterhaltungsarbeiten an Gewässern II. Ordnung, 

dem o.g. Vorhaben grundsätzlich zugestimmt werden kann. 

Es befinden sich sowohl offene, als auch verrohrte Gewässer 2. Ordnung im Bereich des 

gesamten B-Plan-Gebietes. Eine gültige Übersichtskarte ist dem Schreiben beigefügt. Die 

vorhandenen Gewässer Z 3, BR 100 und BR 101 sind entsprechend wie nachfolgend 

beschrieben zu berücksichtigen. Für jährlich wiederkehrende Unterhaltungsmaßnahmen 

(Mahd und Grundräumung), oder Instandsetzungs- und Reparaturarbeiten bei 

Rohrleitungen, muss die Erreichbarkeit der Gewässer für den WBV in dem gesamten Gebiet 

jederzeit gesichert sein. Zuwegungen zu Gewässern für Fahrzeuge oder Baugeräte müssen 

dauerhaft gewährleistet sein. In Zaunanlagen sind Tore für die Zufahrt vorzusehen. Der 

Grundstückseigentümer hat die anfallenden Unterhaltungsarbeiten unentgeltlich zu dulden 

und zu ermöglichen. 

Durch die Maßnahme darf es zu keinerlei Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit der 

Gewässer kommen. Mögliche Kabelkreuzungen sind in einem Mindestabstand von 1,5 m 

unterhalb der Rohr-/ Grabensohle in geschlossener Bauweise im Schutzrohr zu verlegen. 

Die Querung ist entsprechend zu kennzeichnen. Bei allen zu errichtenden baulichen Anlagen 

(wie auch Solarmodule, Schaltschränke, Zäune etc.) oder sonstigen Bauwerken ist ein 

beidseitiger, bebauungsfreier Mindestabstand von 10 m (ab Böschungsoberkante) zum 

Gewässer einzuhalten. Feste Überbauungen, Einfriedungen oder Überpflanzungen von 

Rohrabschnitten jeglicher Art sind in diesem Korridor ebenfalls zu unterlassen. 

Ansprechpartner / in: Herr Stübe 

Durchwahl: 039997-3312-0 
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Rohrleitungsverläufe und Tiefenlagen können, sofern vorhanden, anhand von 

Oberflurschächten oder Rohrleitungsausläufen vor Ort erkundet werden. Da uns als Verband 

die exakte Lage von Rohrleitungen nicht in jedem Fall bekannt ist, müssen bei Bedarf vor Ort 

zur Lagefeststellung der Rohrleitung Suchschachtungen und Einmessungen durchgeführt 

werden. Es wird an dieser Stelle noch einmal deutlich darauf hingewiesen, dass die auf den 

Übersichtskarten dargestellten Gewässerverläufe nur schematisch und nachrichtlich sind. 

Sie können in der Örtlichkeit stark abweichen. Die eindeutige Lagefeststellung der Gewässer 

(Einmessung) hat vor der B-Plan Feststellung zu erfolgen! Verantwortlich hierfür ist der 

Projektträger. Die Kosten trägt hierbei der Verursacher. 

Die vorhandenen digitalen Daten können gerne für die weitere Planung zur Verfügung 

gestellt werden. Es muss hierzu zwingend eine Lageberichtigung im B-Plan durch den 

Planer erfolgen! 

Es ist davon auszugehen, dass mit dem Vorhaben ebenfalls vorhandene Dränagen 

beeinträchtigt und überbaut werden. Der Bestand vorhandener Flächendränage ist jedoch 

bei dem jeweiligen Flächeneigentümer (Bewirtschafter) in Erfahrung zu bringen. Der WBV ist 

nur mit entsprechender Eigentümererklärung befugt Informationen beizubringen. Es handelt 

sich hierbei zwar nicht um Gewässer 2. Ordnung, es sollte jedoch aus wasserwirtschaftlicher 

Sicht von den gleichen Anforderungen und Vorgaben zur Baufreiheit ausgegangen werden. 

Deshalb besteht aus Sicht des Verbandes eine dringende Notwendigkeit der 

Anlagensicherung. 

Durch die Maßnahme beschädigte Rohrleitungen oder Dränagen sind durch den 

Verursacher auf eigene Kosten fachgerecht zu reparieren. Die vermutlich bauzeitlich zu 

überfahrenden Rohrleitungen und offene Gewässer zählen hier ebenfalls dazu. 

Aus den Vorentwurfsunterlagen sind noch keine geplanten Wegekreuzungen oder 

Kabeltrassen ersichtlich. Somit kann hier nur eine allgemeingültige Forderung genannt 

werden. Betreffende Rohrleitungsabschnitte bei geplanten Wegekreuzungen sind im Zuge 

der Maßnahme in der entsprechenden Tragfähigkeitsklasse und mit einer ausreichenden 

Dimension nach den geltenden Vorschriften und Regeln der Technik neu herzustellen. Hier 

wird zusätzlich die Anordnung von 2 Oberflurkontrollschächten ober- und unterhalb der 

jeweiligen Wegekreuzung gefordert. Die Ausführung muss durch eine geeignete Tiefbau 

Fachfirma erfolgen. Die Forderungen gelten aber auch gleichfalls bei möglichen weiteren 

Gewässerkreuzungen. Weiterhin wird ein Beweissicherungsverfahren für die Erfassung des 

baulichen Zustandes von Rohrleitungsabschnitten, welche durch Zusatzbelastungen von 

Baufahrzeugen während der Bauphase beeinträchtigt sind, als notwendig erachtet. 

Sämtliche Kosten trägt hierbei der Verursacher. 

Die geplanten Kabeltrassen, Baustraßen und zukünftigen Wege müssen in den späteren 

Planungsunterlagen deutlich ersichtlich sein um Beeinträchtigungen im Vorfeld abschätzen 

zu können. Hierzu ist Rücksprache mit unserem Verband zu halten, bzw. eine Einweisung 

vor Ort vorzunehmen. Nach Fertigstellung der Maßnahme sind dem WBV vollständige 

Bestandsunterlagen (auch sämtliche Kabeltrassen) zu übergeben. 

Sollten sich im Zuge der Baumaßnahme Gewässerbenutzungen insbesondere in Form von 

Wassereinleitungen erforderlich machen, so sind diese gesondert zu beantragen. 
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Diese Stellungnahme stellt keine wasserrechtliche Erlaubnis im Sinne des 

Wasserhaushaltsgesetzes dar. Sie kann jedoch zu deren Beantragung bei der unteren 

Wasserbehörde des Landkreises mit herangezogen werden. 

Wird die Maßnahme in einem für den Verband relevanten Umfang geändert oder erweitert, 

so ist unser Verband erneut zu beteiligen. Außerdem bitten wir um Beteiligung in der 

weiteren Planungs- und Bauphase, sowie um einen gemeinsamen Abnahmetermin nach 

Fertigstellung. Für eine Einweisung vor Ort steht der WBV gerne jederzeit zur Verfügung. 

Mit freundlichem Gruß 

gez. 
i.A. Stephan Stübe
Verbandsingenieur

Anlage:  1 x Ü-Karte M 1:7.500_Gew. 2. Ordnung Breesen mit WBV-Grenze 
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Grünflächen auf Photovoltaik- Freiflächenanlagen“ nach aktueller HzE mit einem 
höheren Wert anzurechnen. 

1.3. Auch wenn der Verzicht auf eine konkrete Festsetzung des Ortes vom 
Batteriespeicher der Planung mehr Flexibilität gewährt, ist es aus Sicht des BUND 
notwendig, den konkreten Ort für den Batteriespeicher planungsrechtlich im B-Plan 
festzusetzen. Dies begründet sich vor allem daran, dass Batteriespeicher einen 
versiegelten Untergrund benötigen, um den Anforderungen an den 
Grundwasserschutz gerecht zu werden (zur Verhinderung des Auslaufens von 
Batterieflüssigkeit und dem Eindringen dieser in das Grundwasser). Zudem geht von 
Batteriespeichern eine größere Brandgefahr aus, als von denen PV-Modulen. 

1.4. Der BUND begrüßt die Festlegung des Waldabstandes von 30m sowie eines 
Pufferstreifens um alle gesetzlich geschätzten Biotope im Plangebiet. Wir empfehlen, 
diese Flächen aus dem Sondergebiet PVA herauszunehmen und sie stattdessen als 
Grünenfläche darzustellen. Dazu sollten auf diesen Flächen Ausgleichsmaßnahmen 
festgesetzt werden (beispielsweise die Herstellung als extensive Wiese.) 

1.5. ir weisen daraufhin, dass der Bestandsweg und der neu geplante Weg im Norden des 
Plangebietes nicht miteinander verbunden sind. Wir gehen davon aus , dass es sich 
hier um einen Darstellungsfehler handelt. 

1.6. In der Nähe des Plangebietes (jedoch immer außerhalb der Baugrenze) befinden sich 
nach Konzept-Bodenkarte 25 (KBK 25) kleinere Moorkörper. Es ist sicherzustellen, 
dass die Planung eine mögliche Wiedervernässung dieser Moorkörper nicht 
beeinträchtigt. 

1.7. Die PV-Anlage sollte als Ganzes abregelbar gestaltet werden, so dass sie im Falle 
einer Überlastung des Stromnetzes durch zu viel eingespeiste Energie aus 
erneuerbaren Quellen jederzeit abgeregelt werden kann, um das Gesamtnetz zu 
entlasten. 

1.8. Es ist eine ökologische Baubegleitung (ÖBB) vorzusehen, um die Belange des 
Naturschutzes während der Bauphase zu überwachen. 

1.9. Da bei dem Verfahren ein Eingriff in über 3.000m² Boden erfolgt, ist nach §4 
BBodSchV eine Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) vorzusehen, um die Belange 
des Bodenschutzes während der Bauphase zu berücksichtigen. 

1.10. Die finanzielle Beteiligung von Kommunen ist nach §6 EEG (2021) nach dem 
Beschluss des B-Plans mit bis zu 0,2 ct/kWh möglich. Die Beteiligung gilt sowohl für 
geförderte Solarparks, die über Ausschreibungen realisiert werden, als auch für 
Solarparks, die als Power Purchase Agreement (PPA) ohne Förderung umgesetzt 
werden. Ein Mustervertrag für die finanzielle Beteiligung kann unter https://sonne-
sammeln.de/ heruntergeladen werden.  

1.11. Wir regen die Kommune dazu an, einen zusätzlichen ökologischen Mehrwert über die 
Kompensation hinaus zu fordern (s. Naturschutzkonzept nach § 6 Abs. 4 EEG). Die 
Pachteinnahmen dürften auch bei Flächenreduzierung der Sondergebiete zugunsten 
des Naturraumes immer noch attraktiv sein. 

1.12. Sollten im Rahmen der Biotoptypkartierung bisher nicht bekannte gesetzlich 
geschützte Biotope nachgewiesen werden, sind diese Funde an das LUNG zu 
übermitteln und das Biotop in die Datenbank des LUNG einzupflegen. 



BUND - Bund für Umwelt und Naturschutz Deutschland 
Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 

S. 3/5

BUND Landesverband Mecklenburg-Vorpommern e.V. 
Anerkannter Naturschutzverband nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz, § 30 NatSchAG M-V 
Spendenkonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 37 003 3370 

Girokonto: Sparkasse Mecklenburg-Schwerin (BLZ, 140 520 00) Konto-Nr. 36 006 0145 

1.13. Alle Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen sind zur dauerhaften, rechtlichen Sicherung 
und zur gesamtheitlichen Übersicht über diese Maßnahmen in das Kataster der 
Kompensationsmaßnahmen des LUNG einzutragen. 

1.14. Alle im Rahmen des Vorhabens kartierten Artendaten sind im Multibase-Import-
tauglichem Format an das LUNG, das StALU und an die UNB zu übermitteln. Den 
Behörden sind dabei auch die Rechte zur Nutzung, zur Weiterverarbeitung und 
Veröffentlichung der Daten einzuräumen. 

Wir verweisen dazu auch auf die Ausführungen von Froelich & Sporbeck (2010)1: 

„Sollten im Rahmen der Erstellung des AFB eigene Kartierungen erforderlich sein, so sind 
die Ergebnisse der Erfassung in einem landesweit einheitlichen Format in digitaler 
Form an das LUNG zu übergeben. Hinsichtlich der Verwendung von Attributfeldern 
und Auswahllisten sind die auf der Website des LUNG publizierten Vorgaben zu 
beachten.“ 

2. Gesetzlich geschützte Bäume, Alleen und Biotope

2.1. Die textlichen Festsetzungen unter Punkt 3 deuten an, dass eine Pflanzliste geplant
ist. Der BUND begrüßt das Festsetzen einer konkreten Pflanzliste. Diese ist im 
laufenden Verfahren zu ergänzen. 

3. Eingriffs-Ausgleichs-Bilanzierung (EAB)

3.1. Da die ausführliche EAB noch nicht vorliegt, kann hierzu bisher nur sehr eingeschränkt
Stellung genommen werden. 

3.2. Die Begründung erwähnt auf S. 45 das Gutachten „Biotoptypen-Kartierung des 
Untersuchungsgebietes – Pinnow“. Da von diesen Gutachten nur die Karte der 
Biotoptypkartierung vorliegt, kann zu dem Gutachten als solches nicht Stellung 
genommen werden. Das entsprechende Gutachten ist bei Auslegung der 
Entwurfsunterlagen vollständig hinzuzufügen. 

3.3. Alle vorgesehenen Kompensationsmaßnahmen sind detailliert in Text und Karte 
darzustellen. Die bisherigen Ausführungen hierzu sind noch nicht ausreichend, um 
eine naturschutzfachliche Bewertung der Maßnahmen vornehmen zu können. Dabei 
ist jeweils auch konkret anzugeben welche Maßnahme des vorgegebenen Kataloges 
nach HzE umgesetzt werden soll. Die Anforderungen auf Anerkennung nach HzE sind 
zu beachten. 

3.4. Wir weisen darauf hin, dass die geplante, kompensationsmindernde Maßnahme 8.30 
„Anlage von Grünflächen auf Photovoltaik-Freiflächenanlagen“ nach aktueller HzE S. 
8 nur bis zu einer GRZ von 0,75 zulässig ist. Da das aktuelle Planvorhaben eine GRZ 
von 0,8 anstrebt, ist diese Maßnahme nicht zulässig.  

1 Froelich & Sporbeck (2010): Artenschutz in Mecklenburg-Vorpommern. Hauptmodul Planfeststellung / Genehmigung, 
S. 41
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3.5. Als kompensationsmindernde Maßnahme ist derzeit vorgesehen den Teich innerhalb 
der Ortschaft Pinnow zu entschlammen. Nach unserer Rechtsauffassung sind 
kompensationsmindernde Maßnahmen nur im Gebiet des Eingriffs zulässig und 
dürfen nicht als eigenständige Kompensationsmaßnahmen angewendet werden. 
Daher wäre diese Maßnahme so nicht zulässig bzw. nicht für die Kompensation 
anrechenbar. Wir empfehlen hierzu eine Abstimmung mit der zuständigen, unteren 
Naturschutzbehörde. 

3.6. In den Unterlagen heißt es, dass der innerhalb der Ortschaft Pinnow gelegene Teich 
als Kompensationsmaßnahme entschlammt werden soll und gleichzeitig als 
Feuerlöschteich dienen soll. Der BUND fordert diese beiden potentiell 
konkurrierenden Nutzungen klar mit einer Priorität zu versehen. Wenn der Teich eine 
naturschutzrechtliche Kompensationsmaßnahme ist, darf die Entnahme von 
Löschwasser aus dem Teich die Zielarten der Maßnahme nicht beeinträchtigen (was 
beispielsweise die Festlegung eines Mindest-Wasserstandes bedeuten könnte). 
Wenn der Teich prioritär als Feuerlöschteich dienen soll, und die Menge der 
Wasserentnahme sich ausschließlich den Bedarfen der Feuer unterordnet, kann er 
nicht gleichzeitig als Kompensationsmaßnahme dienen, da bei Festsetzung als 
Kompensationsmaßnahme der Naturschutz Vorrang hätte. 

3.7. Wir weisen darauf hin, dass aus ökologischer Sicht eine Beweidung der Flächen mit 
Schafen einer Mahd vorzuziehen ist. Um diese zu ermöglichen, muss der Zaun der 
Anlage jedoch wolfssicher gestaltet sein. Dies ist im Konflikt zur Herstellung der 
Durchgängigkeit für Kleinsäuger zu beachten. 

4. Artenschutz

4.1. Zum aktuellen Zeitpunkt, liegt noch kein Artenschutzrechtlicher Fachbeitrag (AFB) vor.
Dieser ist im Rahmen des Vorhabens zu erarbeiten. Dabei ist insbesondere auf die 
folgenden Artengruppen zu achten: 

4.2. Es ist mit hindurchwandernden Amphibien im gesamten Plangebiet zu rechnen, da 
sich in direkter Umgebung mehrere gesetzlich geschützte Gewässerbiotope befinden. 
Wir empfehlen eine Kartierung der konkreten Wanderungsrouten vorzunehmen (nicht 
nur die Kartierung auf ein Vorhandensein von Amphibien). 

4.3. Insbesondere in den Randbereichen der Fläche ist mit dem Vorkommen von Reptilien 
(Zauneidechse) zu rechnen. Es ist eine entsprechende Kartierung vorzunehmen. 

4.4. Es ist mit dem Vorkommen verschiedener Brutvögel, neben den bereits in den 
Unterlagen behandelten Arten insbesondere der Feldlerche) Zu rechnen. Es ist eine 
Kartierung vorzunehmen. 

4.5. Entsprechend der Planunterlagen sollen Schneisen für Großsäuger innerhalb der 
Anlage errichtet werden. Diese sind entsprechend des Wissens zu Wildbrücken und 
Wilddurchlässen so zu gestalten, dass sie von den Zielarten auch angenommen 
werden.  
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4.6. In der Begründung S. 31 heißt es, dass habitataufwertende Maßnahmen für ein 
Brutpaar des Flussregenpfeifers notwendig sind. Da Flussregenpfeifer unter anderem 
auf störungsarme Uferflächen mit kurzer Vegetation (idealerweise Sand- und 
Kiesbänke) angewiesen sind, ist in den bisher vorgelegten 
Kompensationsmaßnahmen noch nicht erkennbar, inwiefern der Flussregenpfeiffer 
von diesen Maßnahmen profitieren soll. Dies ist konkret herauszuarbeiten. 

4.7. In der Begründung werden mehrere konkrete Arten aufgezählt, die im Plangebiet 
nachgewiesen wurden. Eine Darstellung der Kartiermethodik fehlt jedoch. Dies ist zu 
ergänzen; da auch der zugehörige AFB noch fehlt, geht der BUND aktuell davon aus, 
dass es sich hierbei um Zufallsfunde aus anderen Kartierungen handelt und die 
notwendige Brutvogelkartierung noch aussteht. 

Sollten uns Erkenntnisse aus aktuellen fachlichen Erhebungen zum Naturhaushalt vorliegen, 
die Auswirkungen auf die vorliegende Planung besitzen können, behalten wir uns weiteren 
Vortrag vor. 

Wir bitten Sie, uns weiterhin am Verfahren zu beteiligen und uns über das 
Abwägungsergebnis zu informieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

i.A. Gordon Käbelmann
BUND-Neubrandenburg
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